
ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 4. Mai 2007

über Schutzmaßnahmen hinsichtlich der Anwendung von Tolylfluanid enthaltenden
Pflanzenschutzmitteln, die zur Verunreinigung des Trinkwassers führen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 1865)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/322/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (1),
insbesondere auf Artikel 11 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Wirkstoff Tolylfluanid wurde mit der Richtlinie
2006/6/EG (2) der Kommission in Anhang I der Richt-
linie 91/414/EWG aufgenommen.

(2) Am 23. Februar 2007 teilte Deutschland der Kommission
mit, dass vor kurzem festgestellt worden war, dass Tolyl-
fluanid unerwartete Auswirkungen auf das Trinkwasser
haben kann. Genauer gesagt führt die Verwendung eines
bestimmten Pflanzenschutzmittels, „Euparen M WG“, das
Tolylfluanid enthält, zur Bildung eines Tolylfluanid-Meta-
boliten, nämlich Dimethylsulfamid, der wahrscheinlich
im Erdreich, im Grund- und im Oberflächenwasser auf-
treten kann. In einem Standard-Trinkwasseraufbereitungs-
verfahren (Ozonisierung) wird dieser Metabolit in ein ge-
sundheitsschädliches Nitrosamin (NDMA) umgewandelt.

(3) Bei anderen Wirkstoffen mit ähnlicher Molekülstruktur
wie Tolylfluanid könnte der gleiche Abbauverlauf statt-
finden.

(4) Nitrosamine sind vermutlich bzw. nachweislich gentoxi-
sche und karzinogene Stoffe, daher sollte ihr Vorkom-
men im Trinkwasser vermieden werden.

(5) Gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 91/414/EWG
kann ein Mitgliedstaat, der berechtigten Grund zu der

Annahme hat, dass ein Produkt, das er gemäß Arti-
kel 10 zugelassen hat oder zulassen muss, eine Gefahr
für die Gesundheit von Mensch und Tier oder die Um-
welt darstellt, dessen Einsatz und/oder Verkauf auf sei-
nem Hoheitsgebiet vorübergehend einschränken oder ver-
bieten. Er unterrichtet hiervon unter Angabe der Gründe
unverzüglich die Kommission und die übrigen Mitglied-
staaten.

(6) Nach den eingegangenen Informationen haben die Tsche-
chische Republik, Deutschland, Irland, Spanien, Italien,
Luxemburg, Österreich, Polen, Schweden und das Verein-
igte Königreich bereits die Anwendung von Tolylfluanid
enthaltenden Produkten im Freien vorläufig eingestellt.

(7) Gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG
ist in dieser Frage eine Entscheidung auf Gemeinschafts-
ebene zu treffen. In diesem Fall müssen Dringlichkeits-
maßnahmen ergriffen werden, damit sichergestellt wird,
dass Tolylfluanid enthaltende Pflanzenschutzmittel keine
Trinkwasserkontamination verursachen. Das Problem ist
nicht auf einen einzelnen Mitgliedstaat beschränkt, da
eine Grund- oder Trinkwasserkontamination Auswirkun-
gen über die nationalen Grenzen hinaus haben könnte.
Wie im neunten Erwägungsgrund der Richtlinie
91/414/EWG dargelegt, zielt sie auf ein hohes Schutz-
niveau für Gesundheit, Grundwasser und die Umwelt ab.
Aus dem fünften Erwägungsgrund der Richtlinie
91/414/EWG geht hervor, dass sie auch auf die Verhin-
derung unnötiger Handelshemmnisse abzielt. Einseitige
Maßnahmen von Mitgliedstaaten könnten zu unterschied-
lichen Schutzniveaus führen und auch den Handel mit
Pflanzenschutzmitteln behindern. Folglich müssen Maß-
nahmen auf Gemeinschaftsebene getroffen werden.

(8) Im vorliegenden Fall reicht ein Warnhinweis auf der Eti-
kettierung zum Schutz der menschlichen Gesundheit
nicht aus.

(9) Es sollten zusätzliche Informationen eingeholt werden,
damit die Kommission erforderlichenfalls die Richtlinie
91/414/EWG hinsichtlich Tolylfluanid überprüfen kann.
Außerdem sollte untersucht werden, ob die gleichen Pro-
bleme mit anderen Wirkstoffen auftreten können, die
derzeit auf Gemeinschaftsebene bewertet werden oder
bereits bewertet wurden. Daher sollte jeder Mitgliedstaat,
der bei der Bewertung eines Wirkstoffs gemäß der Richt-
linie 91/414/EWG als Bericht erstattender Mitgliedstaat
benannt wurde, unverzüglich untersuchen, ob die An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln, die diesen Wirkstoff
enthalten, zu ähnlichen Problemen führen könnte.
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die Richtlinie 2007/25/EG der Kommission (ABl. L 106 vom
24.4.2007, S. 34).
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(10) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mitgliedstaaten, in denen Ozon zur Aufbereitung von Trink-
wasser verwendet wird, ändern oder widerrufen Zulassungen für
Tolylfluanid enthaltende Pflanzenschutzmittel, indem sie An-
wendungen verbieten, die zu Grund- oder Oberflächenwasser-
kontamination durch Tolylfluanid oder seine Metaboliten führen
können, was bei der Ozonisierung die Kontamination von
Trinkwasser durch Nitrosamine zur Folge hätte.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten untersuchen unverzüglich bei den Wirkstof-
fen, für die sie Bericht erstattender Mitgliedstaat sind, ob die
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die solche Wirkstoffe
enthalten, zu ähnlichen Problemen führen können. Wenn die
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 1 Anhaltspunkte dafür haben,
dass Nitrosamine entstehen und das Trinkwasser kontaminieren,
ergreifen sie Maßnahmen, die den in Artikel 1 genannten ent-
sprechen.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 1 stellen sicher, dass die An-
tragsteller, auf deren Ersuchen Tolylfluanid in Anhang I der
Richtlinie 91/414/EWG aufgenommen wurde, dem Bericht

erstattenden Mitgliedstaat innerhalb von drei Monaten nach Be-
kanntgabe dieser Entscheidung Untersuchungen zu folgenden
Fragen vorlegen:

a) Versickerungsverhalten dieses Wirkstoffs und

b) Bedingungen, unter denen die Bildung von Nitrosaminen
ausgeschlossen werden kann.

Artikel 4

Die von den Artikeln 1 und 2 betroffenen Mitgliedstaaten teilen
der Kommission unverzüglich mit, welche Maßnahmen sie ge-
troffen haben. Sie übermitteln der Kommission außerdem inner-
halb von drei Monaten nach Bekanntgabe dieser Entscheidung
einen Überblick über die Maßnahmen, die sie auf diese Ent-
scheidung hin getroffen haben.

Artikel 5

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 4. Mai 2007

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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